
In derInnenstadtist der
Parkraumrar undteuer.
Geht esnach der Stadt

Luxemburg, sosoll dasin
den Randgebieten bald

ähnlich werden. Zeit, über
Alternativenfür

BerufspendlerInnen
nachzudenken.

(RK) − "Wenn es darumgeht,
den öffentlichen Verkehr zuför-
dern, sind nicht nur Staat und
Gemeinden gefordert, auch die
Betriebe müssenihre Rolleüber-
nehmen". Mit diesen Worten er-
öffnete Théid Faber, Präsident
des Mouvement écologique, am
vergangenen Dienstag denInfor-
mationsabend über "Mobilitäts-
management in Betrieben". An-
hand von Zahlen führte er die
Schwierigkeiten vor Augen:
Wenn der Anteil der BenutzerIn-
nen des öffentlichen Transports
(ÖT) bis 2020 von 12 auf 25 Pro-
zent angehoben werden soll,
dann müssen, angesichts des
steigenden Verkehrsaufkom-
mens, drei mal mehr Menschen
auf Zug, Bus oder Tramumstei-
gen. Laut einerIlres−Umfragetun
die meisten Leute dies nicht,
weil siekeine oder nur ungünsti-
ge Verbindungen haben. Und:

Nur sieben Prozent der Autofah-
rerInnen müssenfür ihren Park-
platz bezahlen.
Auf bis zu20.000Eurobeliefen

sich die versteckten Kosten
eines Stellplatzes, schätzte
Guido Müller in seinemReferat.
Der Landes− und Stadtentwick-
lungsexperte versicherte, durch
Aufstellen einer Kosten−Nutzen−
Rechnung im Bereich Mobilität
ließensichviele Betriebefür ÖT−
Fördermaßnahmen gewinnen.
Diese reiche von demPersonal-
ausfall durch Autounfälle auf
dem Arbeitsweg bis hin zu
Schwierigkeiten bei der Einstel-
lung von Personal. So habe eine
Bankinder BrüsselerInnenstadt
aus letzerem Grund ein Mobi-
litätskonzept erstellt. "Mein
Chef", erzählte Guido Müller,
"legt täglich 30 Kilometer mit
demFahrrad zurück, umzur Ar-
beit zukommen." Rahmenbedin-
gungen, um den Verzicht aufs
Auto schmackhaft zu machen,
reichen von Duschmöglichkei-
ten für RadfahrerInnen bis zur
selektiven Abschaffung der Weg-
pauschale für PKW−FahrerInnen
wieinden Niederlanden.

Kleinbussestatt
Parkplätze
"Luxemburgspielt ineiner an-

deren Liga als die Beispiele von
Großstädten mit Großbetrieben,
die angeführt wurden", bemän-
gelten bei m darauffolgenden
Rundtischgespräch Romain
Schmit und Marcel Detaille, Ver-
treter der Handwerkerföderati-
on beziehungsweise der Arbei-
terkammer. Der Bürgermeister
von Luxemburg Paul Helminger
hielt dem entgegen, auch hier

MOBILITÄTIN BETRIEBEN

Einstellstoppfür
AutofahrerInnen?
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Angekündigtes Desaster
Der Aufruf des I nnenministeri ums und des Gemei n-
desyndikats Syvicol an die i n Luxemburg lebenden
AusländerI nnen, sich i n die Wählerlisten für die Kom-
munal wahlen und Europawahlen i m kommenden Jahr
ei nzutragen, ist bisher auf wenig I nteresse gestoßen.
Das reformierte Wahl gesetz sieht vor, dass Nicht−Lu-
xemburgerI nnen, die über 18 Jahre alt si nd und seit
mi ndestens fünf Jahren i m Land leben, an den Kom-
munal wahlen teil nehmen dürfen. Die Teil nahme an den
Europawahlen gilt für alle EU−BürgerI nnen. Bis zum
Anfang der Woche meldeten sich zum Beispiel i n der
Hauptstadt nur 25 I nteressierte, i n Esch waren es 70.
Die Asti hat folgende Erklärung parat: "De là à mai n-
tenir des formalités qui se situent à 15 respectivement
19 mois d' une échéance électorale, cela est irréaliste.
Qui, fi n mars 2003, parle de ces électi ons européennes
devant avoir lieu en jui n?" Der Traum von einer multi-
kulturellen Gesellschaft ist deshal b zwar noch nicht ge-
platzt, wie es das "Tageblatt" amvergangenen Dienstag
behauptete, aber zumindest ist ei n "désastre annoncé"
ei ngetreten, so die Asti i n i hrer Pressemitteil ung.

Méco gegen denIrak−Krieg
Es waren sehr deutliche Worte, mit denen sich der
Präsi dent des Mouvement écologique Théid Faber auf
der Generalversammlung am vergangenen Samstag
gegen den Irak−Fel dzug der USA und i hrer Verbünde-
ten aussprach. "Aus tiefster Überzeugung" und als Teil
der weltweiten Zivil gesellschaft lehne die Umweltorga-
nisation die Kriegsl ogik ab, deren Hintergründe unter
anderem"die ei nseiti ge Ausrichtung auf wirtschaftliche
I nteressen der Globalisierung" sei. Ei ne Umweltorgani-
sati on können diese globalen Entwickl ungen nicht i g-
norieren, deshal b, so führte der Präsi dent weiter aus,
werde der Mouvement "sei ne Verantwortung überneh-
men" und demLuxemburger Sozialforumbeitreten.
Mit dieser Ankündigung schlagen die Umweltaktivis-
tI nnen deutlich politischere Töne an, als i n der Vergan-
genheit von i hnen zu hören waren. I n den vergangenen
Jahren hat sich die Organisati on vor allemauf die kriti-
sche Begleitung lokaler und nationaler politischer Pro-
zesse i m Umweltbereich beschränkt. Die Anti−Kriegs−
Positi on wurdei n Formeiner Resol uti on festgehalten.
Faber äußerte sich auch zu dem GATS−Abkommen,
das zurzeit hi nter den Türen der EU verhandelt wird.
Mit dem Abkommen, das die Li beralisierung der öf-
fentlichen Dienstleistungen vorsieht, werde der Aus-
verkauf "wesentlicher Lebensbereiche" riskiert.

Eisenbahn von Vision weit entfernt
Die Eisenbahnergewerkschaften üben hefti ge Kritik an
der CFL. Die Visi onen der Gewerkschaften von komfor-
tablen Zügen, die i hre Fahrgäste sicher und schnell zu
ei nem günsti gen Preis an i hr Ziel bri ngen, seien weit
von i hrer Realisierung entfernt, hei ßt es i n ei nem ge-
meinsamen I nformati onsblatt von FNCTTFEL und
FCPT-Syprol ux. Waggons und Lokomotiven seien i n
ei nen erbärmlichen Zustand, völli g veraltet und nicht i n
genügender Anzahl vorhanden. Die CFL empfi ndet die-
se Kritik als unfair. Die Direktion sei sich der Schwä-
chen bewusst und habe bereits neues Fahrmaterial be-
stellt. Die Gewerkschaften weiter: Die Züge erreichen
i hr Ziel wegen i mmer zahlreicher werdenden techni-
schen Pannen nur selten pünktlich. Auf Unverständnis
stößt diese Aussage bei der Bahn: Mehr als 90 Prozent
der Züge seien pünktlich, sogar i m Winter. Dem Vor-
wurf, die Züge seien schmutzi g, begegnet die Bahn mit
ei ner Studie, der zufol ge die Putzmannschaften viel En-
gagement beweisen. Auf ei nen weiteren, mehrfach
betonten Kritikpunkt geht die CFL aber nicht weiter ei n.
Die EisenbahnerI nnen beklagen nämlich i mmer
schlechter werdende Arbeitsbedi ngungen. Die Eisen-
bahn sei zunehmend rei n fi nanziellen Kriterien
unterworfen.

HANDICAP

Zwischenstation
Behindertenwerkstatt

Die Luxemburger
Gesetzgebungin Sachen

Barrierefreiheitfür
Behindertesteht noch am
Anfang− dasverdeutlicht
der Vergleich mit dem

neuen deutschen
Gleichstellungsgesetz.

Angelehnt anähnliche Texteaus
den USA und Großbritannien,
geht dieses von der Prämisse
aus, dass nicht ein körperliches
oder psychisches Leiden Behin-
derung darstellt, sondern das
ausgrenzende Verhalten der Um-
welt aufgrund spezifischer per-
sönlicher Bedürfnisse.

Barrierefreiheit konkret
Drei Kernziele, so Horst Frehe,

Richter amSozialgericht in Bre-
men und Mitgliedi m"Forumbe-
hinderter Juristinnen und Juris-
ten", seien darin enthalten: die
gleichberechtigte Teilhabe am
gesellschaftlichenLeben, die Be-
seitigungvon Benachteiligungen
und das Recht auf ein selbstbe-
sti mmtes Leben. Konkret bedeu-
tet dies etwa die Verpflichtung
öffentlicher Träger zur Schaf-
fung von Barrierefreiheit bei m
öffentlichen Transport, bei mZu-
gang zu öffentlichen Bauten, zu
Schule und Universität, zu den
MedienoderzumWahlbüro. "Da-
bei ist uns wichtig, dass Barrie-
refreiheit sich nicht auf Roll-
stuhlfahrerInnen beschränkt,
sondern auch Gehörlose sowie
psychisch oder kognitiv einge-
schränkte Menschenbegreift."
Auch private Träger sind

durch das Diskri minierungsver-
bot gefordert, etwa bei Neu−
oder Umbauten von Gebäuden.

Auf Vertragsbasis können nun
zum Beispiel zwischen Banken
und Behindertenverbänden Re-
gelnfür das AnbringenvonGeld-
automaten festgelegt werden,
oder mit demVerband der Gast-
stätten über den Zugang zu
Kneipen.
"Wir achten als Verbände da-

rauf, dass damit nicht der Lie-
feranteneingang durch den Hin-
terhof gemeintist, oder dass der
Begriff Zugang auch das Zurver-
fügungstelleneiner Behinderten-
toilette beinhaltet." Auch das
Recht auf Übersetzungin Gebär-
denspracheist vorgesehen− und
über eineVerbandsklageeinklag-
bar. Zum Beispiel bei medizini-
scher Behandlungoder bei Fern-
sehprogrammen.
"Es geht nicht nur umdie in-

stitutionelle Diskri minierung",
meinteJosef Hecken, für die Um-
setzung des Gleichstellungsge-
setzes auf Landesebene zustän-
diger saarländischer Staatssek-
retär, "sondern auch umdie der
Menschen untereinander." Un-
terdrückung könne sich auchin
subtiler Form als Verdrängung
Behinderteraus der Gesellschaft
äußern. "Vom Tollhaus des 19.
Jahrhunderts zur Werkstatt für
Behinderte, das kann nicht der
ganze Weg sein, sondern höchs-
tens eine Zwischenstation."
Interessant an beiden Geset-

zen (das saarländische Umset-
zungsgesetz ist noch nicht ver-
abschiedet) ist schließlich aber
auch die Einbeziehung der Be-
troffenenin den Gesetzgebungs-
prozess. Die Behindertenverbän-
de haben an den Texten nicht
nur mitgearbeitet, sondern sie
zumTeil selbst geschrieben.

(rw)− "Mit diesemGesetz sind
wir Vorreiter in Europa", meinte
Marie−José Jacobs am Dienstag
zur Reform des Gesetzes über
die Integration von Behinderten
in die Arbeitswelt. Anlass zu
dem Statement: die Zusammen-
kunft der parlamentarischen Fa-
milienkommission. Letztere ist
dabei, demGesetzesprojekt den
letztenSchliff zugeben.
Dass diese Vorreiterrolle aller-

dings punktuell begrenzt ist,
wurde bei einer Konferenz am
selben Abend deutlich. Nicolas
Schaeffer, Präsident der "Confé-
rence dujeune Barreau", die auf
Initiative von Info−Handicap zu
einem Gesprächsabend eingela-
den hatte, stellte bedauernd
fest: "Ichbin mir erst bei der Vor-
bereitung zum heutigen Abend
über die Gesetzeslücken be-
wusst geworden." Das derzeit in
Überarbeitung befindliche Ge-
setz bildet nämlich zusammen
mit jenem über den Zugang zu
öffentlichen Gebäuden und der
in den 70ern beschlossenen
Schulpflicht für behinderte Kin-
der die gesetzliche Grundlage
zur Integration von behinderten
Menschen. Nico Schaeffer: "Ein
Rahmengesetzfür Luxemburgist
dringendnötig."
Damit reagierte er auf seine

beiden Vorredner, die das neue
deutsche Gleichstellungsgesetz
vorstellten(siehe woxx Nr. 679).

aktuell2
gebe es Betriebe mit über 1.000
Arbeitnehmern. Guido Müller
verwies auf die Möglichkeiten
kleinerer Betriebe, bei Maßnah-
men wie der Einführung von
Kleinbussen zu kooperieren. Da-
bei seien allerdings Staat und
Gemeinden gefordert, Informati-
on und Beratung zur Verfügung
zu stellen. Allerseits wurde be-
dauert, dass das Transportmi-
nisterium, dessen Vertreter sich
hatte entschuldigen lassen, in
diesemBereich nicht sehr aktiv
sei.
Dannkehrte die Diskussionzu

dem Thema zurück, ohne das
der Abend wohl nicht stattgefun-
den hätte: Die von der Stadt Lu-
xemburg beschlossene, flächen-
deckende Parkraumbewirtschaf-
tung, über die derzeit insbeson-
dere mit deninden Aktivitätszo-
nen ansässigen Betrieben ver-
handelt wird. Dieser Beschluss
löste eine Art heilsamen Schock
aus: "Positivist, dass Arbeitneh-
mer und Betriebe sich jetzt zu-
sammengesetzt haben, umüber
MöglichkeitenundUnzulänglich-
keiten des öffentlichen Trans-
porteszudiskutieren", so Marcel
Detaille. Ob es angesichts der
breiten Front von ÖT−Befürwor-
tern bald nur noch Betriebsge-
nehmigungengebe, wennein be-
triebliches Verkehrskonzept vor-
gelegt werde, stichelteeineSti m-
me aus demPublikum. "Das ist
eine Horrorvision. Genehmi-
gungsverfahren sind schonjetzt
langwierig genug", wehrte Ro-
mainSchmit ab. Und Guido Mül-
ler beschwichtigte: "Es geht ja
nicht umalles oder nichts. Auch
wenn nur ein paar Leute umsat-
teln, führt das zu einer Entspan-
nungder Verkehrssituation."


